
 
 

Basiert eine zukun sfähige 
Politikgestaltung auf Risiko 
oder Vorsorge? 
Pia Haars

Bereits  konstatierte der Soziologe Ulrich Beck in seinem einfl ussrei-
chen Buch Risikogesellscha , dass der Charakter von Risiken, die uns 

umgeben – ob gesundheitlicher, ökologischer, gesellscha licher oder ande-
rer Natur – mit dem Au ommen der Globalisierung und dem technischen 
Fortschri  einem Wandel unterliegt. Obwohl sich ür den Großteil der heute 
lebenden Menschheit die Lebenserwartung erhöht und Gesundheitsrisiken 
verringert haben, ührten die daür verantwortlichen, wissenscha lichen und 
technischen Entwicklungen auch zu einer Veränderung der  alität gegen-
wärtiger Bedrohungen. Risiken sind heute komplexer, da sie sich schneller 
entwickeln und zunehmend global vernetzt sind. Als Beispiel hierür kann der 
Bereich der Nahrungsmi elsicherheit herangezogen werden: Zwar hat sich 
im Verlauf des letzten Jahrhunderts der Ernährungs- und Hygienestand in 
den meisten Ländern durch internationalen Handel und Innovationen in der 
Landwirtscha  und Verarbeitung bedeutend erhöht. Jedoch wurden diese Ent-
wicklungen von neuen Risiken begleitet, wie Unsicherheiten über Auswirkun-
gen neuer Produktionstechniken (beispielsweise darüber, welche Folgen das 
Verü ern von Schafsmehl an Rinder im Rahmen der -Krise ha e). Durch 
den internationalen Handel wird es nicht nur schwieriger, Hygiene- und Pro-
duktionsstandards von importierten Gütern zu überwachen, zusätzlich wird 
die Ausbreitung von Krankheitserregern um ein Vielfaches beschleunigt. Auf 
diese Veränderungen und neuen Geährdungspotenziale müssen in erster 
Linie Regierungen und politische Entscheidungsträger reagieren.

Dass bei der Regulierung von Gefahrenpotenzialen diese als Risiken for-
muliert und als solche gemanagt werden, ist an sich nicht neu. Vielmehr ist 
das Au ommen einer expliziten Disziplin mit ihren eigenen Werkzeugen, 
Methoden und Prozessen, um die Verteilung einer großen Bandbreite von 
gesellscha lichen und institutionellen Risiken zu bewerten und zu hand-
haben, eine neuartige Entwicklung. Doch was bedeutet eine Politikformu-
lierung, die auf Risikoanalysen basiert, konkret und woher kommt dieser 
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neue Regulierungsansatz? Worin liegt die A raktivität dieser Methoden? 
Zur Beantwortung dieser Fragen werden im Folgenden kurz der Wandel der 
politischen Managementpraktiken und ihre Anwendungen in verschiedenen 
Ländern skizziert. Um die Zukun sähigkeit und die weiteren Entwicklungs-
chancen zu erörtern, werden im Anschluss neben den Vorteilen des Ansatzes 
bei der Handhabung gegenwärtiger und zukün iger Herausforderungen auch 
dessen Probleme und Unzulänglichkeiten dargestellt.

Defi nition und Aufkommen risikobasierter 
Politikformulierung

Vor dem Hintergrund gestiegener Anforderungen an die politischen Ent-
scheidungsträger soll im Rahmen der Be er Regulation-Initiativen, die in 
Großbritannien und auf -Ebene angestoßen wurden, eine Modernisierung 
der Regulierungspolitik durch den Abbau von Bürokratie erreicht werden. 
Dabei wird neben den ünf Kernprinzipien (Verhältnismäßigkeit, Rechen-
scha spfl icht, Kohärenz, Transparenz und Zielgerichtetheit) auch explizit 
die Anwendung risikobasierter Regulierung gefordert. 

Der Risikobegriff , der in seiner Defi nition sowohl positive als auch negative 
Folgen eines Eff ekts und dessen Wahrscheinlichkeit umfasst, scheint allge-
genwärtig und die neue lingua franca in der Privatwirtscha  wie auch in der 
öff entlichen Verwaltung zu sein. Er hat einen Aufstieg von einem einfachen 
Wort, hin zu einer Organisationsmethode ür moderne politische Entschei-
dungsprozesse erlebt. Daraus ableitend defi nieren Rothstein und Downer 
risikobasierte Politikgestaltung als die Praxis, politische Zielsetzungen in 
Proportion zu ihren potenziellen Gefahren ür die Gesellscha  zu formu-
lieren, bei der sowohl die Eintri swahrscheinlichkeit, als auch ihre Konse-
quenzen berücksichtigt werden. Dabei ist der Risikobegriff  kein eindeutiges 
Konzept. Einerseits umfasst er gesellscha liche Risiken, wie zum Beispiel 
Umwelt- und Gesundheitsrisiken, die die Allgemeinheit bedrohen. Darüber 
hinaus beinhaltet er auch institutionelle Risiken, die den Regierungsapparat 
und dessen Legitimität bedrohen. Damit sind sowohl fi nanzielle, ethische, 
rechtliche wie auch Reputationsrisiken eingeschlossen. Beide Risikoarten, 
gesellscha liche und institutionelle, müssen von politischen Entscheidungs-
trägern berücksichtigt werden.

Risikobasierte Politikformulierung beschreibt demnach den systematischen 
Einsatz von Praktiken des Risikomanagements, die aus der Privatwirtscha  
übernommen wurden und nun im politischen Regulierungsprozess auf andere 
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gesellscha liche Bereiche übertragen werden. Anwendung fi nden sie insbe-
sondere im Bereich der Umwelt- und Gesundheitspolitik, allerdings fi nden 
sie zunehmend auch den Einzug in Deba en über Sicherheitspolitik. Es gibt 
verschiedene Ansätze zur Politikgestaltung von Situationen, die durch Unsi-
cherheiten (und Irreversibilität) gekennzeichnet sind, zum Beispiel bei der 
Regulierung von gentechnisch veränderten Lebensmi eln. Dieses Beispiel 
wird im weiteren Verlauf noch einmal detaillierter ausgeührt. Einer dieser 
Ansätze ist die auf Risikobewertung basierte Anwendung von Kosten-Nutzen-
Analysen, gekennzeichnet durch eine wissenscha liche Bewertungskom-
ponente und eine ökonomische Abwägung. Der Risikoaspekt bezieht sich 
darauf, dass der Regulierer ein akzeptiertes Risikoniveau ür den Eintri  
eines Schadenfalls festlegt.

Ein anderes Instrument ist die Anwendung des Vorsorgeprinzips (precau-
tionary principle). Wenn im Folgenden von der Methode einer risikobasier-
ten Politikgestaltung gesprochen wird, ist jedoch explizit der erste Ansatz 
gemeint. Das Vorsorgeprinzip ist zwar nicht als Gegenstück zu risikoba-
sierter Regulierung zu verstehen, jedoch ist es weniger faktengestützt. Bei 
Un sicherheit wird nicht nach festen Kriterien der Beweisgrundlage entschie-
den, sondern der Standards gemäß einem vorsichtigen, politisch festgelegten 
Ratio. Weil bei der Setzung von Standards nicht streng den Ergebnissen der 
wissenscha lichen Untersuchung gefolgt wird, wir  man dem Prinzip o  vor, 
Raum ür den Einfl uss von Interessengruppen zu eröff nen. Diese umfassen 
sowohl Industrievertreter als auch Nicht-Regierungsorganisation wie bei-
spielsweise »Greenpeace«.

Ein geläufi ges Beispiel ür die Anwendung unterschiedlicher Management-
praktiken ist die bereits angesprochene Regulierung von gentechnisch ver-
änderten Lebensmi eln. Genmodifi zierte Agrarpraktiken versprechen zwar 
positiven Nutzen, jedoch sind deren potenziell negativen Spätfolgen noch 
nicht eindeutig absehbar. Diese Risiken müssen von Regulierern bewertet 
werden. Während beispielsweise in den  Gentechnik nach der Abwägung 
von Kosten und Nutzen reguliert werden, werden die damit einhergehenden 
Risiken in Europa als größer eingeschätzt und deshalb nach dem Vorsorge-
prinzip entschieden. Die regulativen Hürden sind daher in Europa höher.

Der auf Risikoanalysen basierende Managementansatz wurde in vielen west-
lichen Industrienationen im Rahmen der Deregulierungswelle der er und 
er Jahre entwickelt. Alte Regulierungsmaßnahmen wurden als infl exibel 
und ineffi  zient, und somit als Bürde ür die Industrie betrachtet. So hat zum 
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Beispiel die  ein Programm zur Weiterentwicklung und Verbreitung von 
Risikomanagementstrategien im öff entlichen Sektor eingeräumt. Allerdings 
wurde dort festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Untersuchung im Jahr  
noch in keinem Land ein kohärenter Ansatz zum Risikomanagement bei der 
Politikgestaltung eingeührt wurde. Risikobasierte Politikansätze werden 
insbesondere in den , in Großbritannien und zunehmend in Australien 
und Kanada verwendet. In diesen angelsächsischen Ländern wird risiko-
basierte Politikgestaltung o  mit Begriff en wie moderner Regulierung und 
modernization in Verbindung gebracht. In Europa (insbesondere in skandi-
navischen Ländern) hingegen wird Risikobewertung eher auf einer ad hoc-
Basis angewandt. In Deutschland wird das Wort »Risiko« besonders selten 
in offi  ziellen Dokumenten und Webseiten zur Regulierung benutzt, wobei es 
auch hier Entwicklungen hin zu einer verstärkt systematischen, faktenge-
stützten Bewertungsmethode gibt. Sta dessen wird weiterhin vornehmlich 
das Vorsorgeprinzip angewandt.

Attraktivität einer auf Risikoanalysen basierenden 
Politikgestaltung 

Obwohl in der Politikgestaltung verschiedener Ländern unterschiedlich stark 
Gebrauch von dem neuen Ansatz gemacht wird, ist dennoch ein allgemeiner 
Trend hin zu vermehrt risikobasierten Managementmethoden zu erkennen. 
Für die zunehmende Beliebtheit gibt es verschiedene Gründe, die sich einer-
seits der Verbesserung von Regulierungsaktivitäten und andererseits dem 
Selbstschutz des Regulierers zuordnen lassen. 

Der diskutierte Analyseansatz wird in der Fachliteratur als ökonomisch ratio-
nales Entscheidungsinstrument gelobt, das zu einer effi  zienten Allokation 
von knappen politischen und gesellscha lichen Ressourcen verhil . Bei der 
Ermi lung eines effi  zienten Regulierungsniveaus werden zwei Seiten gegen-
einander abgewogen: Auf der einen Seite werden die Risiken betrachtet, die 
beispielsweise von einer wirtscha lichen Aktivität ausgehen, also die Wahr-
scheinlichkeit eines Schadenfalls und die daraus folgenden Konsequenzen. 
Dem gegenüber steht der gesellscha liche Nutzen, der durch die Aktivität 
entsteht, und durch die Kosten regulativer Bürden gesenkt wird. 

Der Ansatz soll die Politikformulierung vor gesamtgesellscha lich irratio-
nalen Faktoren, wie zum Beispiel Pfadabhängigkeit, Einfl uss von Interes-
sensgruppen und der Organisationskultur, schützen. Der regulative Fokus 
soll auf den gravierendsten Problemen liegen. Durch die mathematische 
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Bestimmung und Kopplung der Eintri swahrscheinlichkeit und der Aus-
wirkungen kann eine objektive Rangordnung von Risiken erstellt werden. 
Beispielsweise ist das Risiko im Straßenverkehr zu sterben viel größer als 
im Lu verkehr. Daher sollten mehr regulative Ressourcen auf den ersten 
Problemaspekt verwendet werden.

Risikobasierte Politikgestaltung hil  demnach einerseits, zu identifi zieren, 
welches die dringlichsten gesellscha lichen Risiken sind. Des Weiteren hil  
die Managementmethode dabei, das Regulierungsniveau so zu setzen, dass 
das Risiko – vor dem Hintergrund der regulativen Bürde und des gesamt-
gesellscha lichen Nutzens – so niedrig wie vernün igerweise praktikabel 
ist, beispielsweise bei der Setzung von Smogwerten in Großstädten. Das 
Streben nach absoluter Sicherheit kann selbst mit immens hohem Aufwand 
von staatlichen Ressourcen kaum erreicht werden. Auf der Grundlage von 
Risikoanalysen formulierte Ziele sind einfacher realisierbar, da nicht länger 
ein quasi unerreichbares Null-Risiko-Niveau anvisiert wird, sondern Kom-
promisse akzeptiert werden. So werden die Opportunitätskosten der Regie-
rungsaktivitäten gemindert. Die Freisetzung von Kapazitäten durch effi  zientes 
Regulieren ermöglicht einen verbesserten Schutz der Bevölkerung vor akuten 
Bedrohungen und die allgemeine Steigerung der gesellscha lichen Wohl-
fahrt. In einer auf Wachstum ausgelegten Welt mit knappen Ressourcen 
ist das ein starkes Argument ür politische Entscheidungsträger zugunsten 
risikobasierter Bewertungsmethoden bei der Politikgestaltung.

Das im Gegensatz dazu vorsichtige Vorsorgeprinzip wird dem auf wissen-
scha lichen Risikoanalysen basierendem Ansatz o  mit der Begründung 
vorgezogen, dass die nicht eindeutige Faktenlage eine objektive Bewertung 
der Risiken, sowohl bezüglich ihrer Gefahrenpotenziale als auch der Eintri s-
wahrscheinlichkeit, nicht zulässt. Beürworter der kohärenten risikobasier-
ten Politikgestaltung klagen diese Fragmentierung des Risikomanagements 
jedoch an. Ihnen zufolge ist die Beurteilung der wissenscha lichen Bewert-
barkeit von Situationen o  politisch motiviert, um Regulierung als protek-
tionistisches Mi el zu nutzen. Dieses Motiv wird europäischen Regulierern 
zum Beispiel in Bezug auf die regulativen Hürden bei der Einfuhr genmani-
pulierter Agrarprodukte vorgeworfen.

Konservative Regulierungspraktiken werden von der Wirtscha  nicht nur als 
kostspielige Bürde angesehen, weil sie die Kosten der Produktion steigern. 
Darüber hinaus sind die Entscheidungen über die Höhe der Standards o  
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das Ergebnis inkonsistenter, willkürlicher und intransparenter Verfahren, die 
die Planungssicherheit der Industrie erschweren. Kosten-Nutzen-Analysen 
werden hingegen als objektiv und transparent angesehen. Somit wird die auf 
Risikobewertung basierte Form der Politikgestaltung als Alternative zur infor-
mellen und qualitativen Standardsetzung, hin zu einem formalisierten und 
quantifi zierbaren Ansatz begrüßt. Die Anwendung der objektiven Kriterien 
soll Konfl ikte über angemessene Risikolevels zwischen Interessensgruppen 
entschärfen und Interessen ausbalancieren. 

Zusammenfassend wird erwartet, dass die risikobasierte Analyse- und 
Managementmethode zu mehr Konsistenz bei Regulierungsentscheidungen 
ührt. Indem Risiken durch die Festlegung von Gefahrenpotenzial und Ein-
tri swahrscheinlichkeit bewertet werden, soll eine Vergleichbarkeit verschie-
dener Risiken geschaff en werden. Die Zusammensetzung des Risikowertes 
soll somit transparent und nachvollziehbar sein.  

Überdies kann risikobasierte Politikgestaltung aber auch den Entscheidungs-
trägern als Selbstschutz dienen, da sie vor dem Hintergrund der Forderung 
nach mehr Transparenz im politischen Prozess verstärkt rechtlichen Risiken 
und Reputationsrisiken ausgesetzt sind. Reputationsrisiken entstehen bei-
spielsweise, wenn die Erwartungen der Bevölkerung und die tatsächliche 
Performance der regulierenden Behörde und Akteure auseinanderfallen. 
Dieses Problem trat unter anderem bei Risiken- und Krisenmanagement im 
Rahmen der -Krise zutage. Transparenz im politischen Prozess wurde zu 
einer eigenen  elle neuer Risiken, da jetzt interne Informationen und Doku-
mentation von Erfolgen und Fehlschlägen ür die breite Öff entlichkeit zugäng-
lich sein müssen. Durch die formalisierten, auf Risikoanalysen gestützten 
Entscheidungsvorgänge ergibt sich eine Abwehrstrategie zur Legitimation 
der Entscheidungen, um die öff entliche und mediale Schuldzuweisung beim 
Eintreten eines Schadenfalls zu limitieren. Regulierer können darstellen, dass 
sie ihre Entscheidungen unter der objektiven Einbeziehung aller bekannten 
Risiken getroff en haben. Dabei werden die Risiken mit Hilfe wissenscha -
licher Analysen ermi elt und das akzeptierte Risikotoleranzniveau gemäß 
dem gesellscha lichen Konsens bestimmt und öff entlich kommuniziert. In 
Großbritannien wird so beispielsweise bei der Festlegung von Standards 
ür den Umgang mit schädlichen Substanzen im Bereich der Sicherheit am 
Arbeitsplatz vorgegangen. Eine potentiell krebserregende Chemikalie wie 
Benzol darf nur im eingeschränkten Maße verwendet werden, sodass das 
Krebsrisiko auf ein toleriertes Level sinkt, wie zum Beispiel unter  zu   
Krankheitsälle pro Jahr. Treten innerhalb dieses Bereiches Schadensälle 
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auf, können Entscheidungsträger und Regulierer Kritik mit Verweis auf 
wissenscha liche Ergebnisse und gesellscha lichen Konsens zurückweisen. 
Indem Probleme als Risiken formuliert werden, wird der mögliche Eintri  
eines Schadenfalls eingeräumt und toleriert, da die Abwägung objektiven, 
nachvollziehbaren und akzeptierten Kriterien folgte.

Unzulänglichkeiten und Herausforderung 
der Risikoanalysen

In der Literatur besteht durchaus Bewusstsein über die Nachteile und Unzu-
länglichkeiten des Ansatzes, weshalb er kontrovers deba iert wird. So werden 
im folgenden Abschni  konzeptionelle, methodische, normative und institu-
tionelle Probleme thematisiert. Zusätzlich werden im Ansatz Empfehlungen 
abgegeben, wie mit einigen dieser Herausforderungen umzugehen ist.

Konzeptionell ist besonders das unterschiedliche Verständnis, was »Risiko« 
bedeutet, problematisch. In der Wissenscha  beschreibt der Risikobegriff  das 
Produkt von Eintri swahrscheinlichkeit und Konsequenz eines Ereignisses; 
in der allgemeinen Sprache wird es aber o  nur als Synonym ür eine Gefah-
renquelle (hazard) oder dessen Eintri swahrscheinlichkeit genutzt. Diese 
Diskrepanz zwischen Alltagsbedeutung und wissenscha licher Konnota-
tion sowie die daraus resultierenden Ungenauigkeiten bei der Ausührung 
risikobasierter Politikgestaltung ühren zu inkonsequenten Anwendungen 
des Ansatzes. Da die Ausührungen sowohl in den Ländern als auch in 
politischen Domänen variieren, wir  das berechtigterweise Skepsis auf, ob 
die Verantwortlichen jeweils wirklich bewusst verstehen, was risikobasierte 
Politikformulierung bedeutet, oder ob es sich nur um eine oberfl ächliche 
Verwendung des Wortes Risiko handelt.

Auch die Methodik des Ansatzes wird kritisch betrachtet. Risikoanalysen in 
der Politikgestaltung sind dem Postulat der Wissenscha  entgegen nicht rein 
objektiv und einer stringenten Methodik folgend. Sta dessen bauen sie auf 
einem heterogenen Mix aus wissenscha licher Expertise, Politikanalyse und 
dem Urteilsvermögen aus Berufserfahrung auf. Sie sind limitiert durch die 
zur Verügung stehenden Ressourcen und die eingeschränkte Vorhersagekra  
der anwendbaren Techniken. Zusätzlich zu der schwierigen quantitativen 
und qualitativen Operationalisierbarkeit verschiedener Risiken lässt sich 
Unsicherheit niemals vollständig aus der Risikobewertung eliminieren, auch 
wenn der wissenscha liche Aufwand erhöht werden würde.
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Die Ausührung der Analyse und Wahl der Methoden beeinfl usst das Ergeb-
nis, was das Objektivitäts-Argument in Frage stellt. Generell ist der Bestim-
mungsprozess der Risiken teilweise sehr spekulativ, da die Datenlage und 
Kenntnisse über Wirkungszusammenhänge unzureichend und unvollständig 
sind. Deshalb sind auch wissenscha liche Analysen auf Entscheidungen 
über Verwendung der Daten und Interpretation der Ergebnisse angewiesen. 
Scheinbar objektive und wissenscha lich generierte Fakten sind somit auch 
subjektiv und wertgebunden; sie sind das Ergebnis von im Kern politischen 
Entscheidungen. Da die Resultate von Risikoanalysen demnach nicht zwangs-
läufi g verlässlich sind, darf sich nicht blind auf diese verlassen werden.

Durch diese Erkenntnis verblasst auch die Kritik am Vorsorgeprinzip, es 
sei nicht objektiv genug. Daraus folgert Stirling, dass die Anwendung von 
Risikoanalysen nur dann sinnvoller ist, wenn die Wahrscheinlichkeit des 
Eintri s eines Schadenfalls genau bekannt, das Risiko also exakt bestimm-
bar ist. Bei größerer Unsicherheit oder Uneindeutigkeit ist ihm zufolge das 
Vorsorgeprinzip vorzuziehen, da es keine Allgemeingültigkeit als Entschei-
dungsregel oder Anspruch auf Exaktheit verspricht. Auch Auberson-Haug 
fordert einen Dialog zwischen Vorsorge und Risiko: Beide Ansätze seien 
kompatibel, da das Vorsorgeprinzip als eine Warte-Strategie genutzt werden 
kann, um genug Zeit ür die Durchührung einer Risikoanalyse aufwenden 
zu können. So kann Unsicherheit vermindert und das Risiko so exakt wie 
möglich bestimmt werden.

Zahlreiche falsche Prognosen in der Vergangenheit haben das öff entliche 
Vertrauen in wissenscha liche Beratung erschü ert (zum Beispiel während 
der -Krise in den ern). Daraus leitet sich eine zunehmende Skepsis 
gegenüber Fähigkeit und Wissen von Experten und Regulierern ab. Es 
besteht die Gefahr einer Grabenbildung zwischen Experten, Politikern und der 
Bevölkerung. Diesem Zustand gilt es höchste Beachtung zu schenken und das 
Problem zu beheben, da Misstrauen zwischen den Akteursgruppen die eff ek-
tive Handhabung von gesellscha lichen Risiken erschwert und konterkariert. 

Insbesondere bei einer risikobasierten Politikgestaltung ist der politische 
Entscheidungsprozess auf den Beitrag der Wissenscha  angewiesen. Um die 
 alität der wissenscha lichen Beratung zu erhöhen (damit sie ihrem Ruf 
der objektiven Faktenschaff ung näher kommt), ist jedoch eine umfassende 
Weiterentwicklung des Forschungsstandes notwendig. Des Weiteren muss 
der wissenscha liche Forschungsprozess transparent sein, um einen politi-
schen Missbrauch zu verhindern. 
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Aus einer normativen Perspektive kann die Übertragbarkeit von Manage-
mentpraktiken der Privatwirtscha  auf den öff entlichen Sektor in Frage 
gestellt werden. Zwar können Lehren aus dem effi  zienten Management 
gezogen werden, jedoch sind gesellscha liche Ziele verschiedenartig und 
teilweise entgegengesetzt, weshalb sie die Notwendigkeit der Abwägung mit 
sich bringen. Daraus leitet sich auch ein methodisches Problem ab: Zwar 
können theoretisch alle Aspekte als Risiken formuliert werden. In der Praxis 
gibt es jedoch keinen gemeinsamen Nenner, um alle gesellscha lichen und 
institutionellen Risiken und deren Auswirkungen zu bewerten, da diese nicht 
auf einen einzelnen Wert reduziert werden können. Dies wird beispielsweise 
bei einer Kosten-Nutzen-Analyse durch die Zuordnung von Geldwerten der 
Risiken probiert, aber in der Literatur stark kritisiert. Diese Schwierigkeiten 
werden beispielsweise deutlich, wenn man versucht,  Risiken der Nutzung 
von Atomenergie mit denen des (durch fossile Brennstoff e beschleunigten) 
Klimawandels zu vergleichen, um daraus Lehren ür eine nachhaltige Ener-
gie- und Umweltpolitik abzuleiten.

Risikobasierte Politikentscheidungen werden weitestgehend bei der Regulie-
rung von Gesundheits- und Umweltfragen eingesetzt, beispielsweise wenn 
es um die erlaubten Bestrahlungswerte industrieller Nebenprodukte geht, 
die potenziell krebserregend sind. Hierbei ist zu kritisieren, dass Resultate 
einer Kosten-Nutzen-Analyse o  zugunsten industrieller Interessen ausfal-
len, da die Kosten der Regulierung, also die Umsatzeinbußen durch schärfere 
Aufl agen, einfacher zu bestimmen sind, als deren Nutzen. Dieses Ungleich-
gewicht ist darauf zurückzuühren, dass die Nutzen die Verhinderung von 
Gesundheits- und Umweltschäden darstellen. Da es sich hierbei um indirekte 
Kosten handelt, werden diese o  vernachlässigt. Zum Beispiel kann bei der 
Festlegung des Gi gasausstoßes sehr konkret berechnet werden, wie hoch die 
Vermeidungskosten einer Fabrik sein werden, um den Standard einzuhalten. 
Die positiven Eff ekte, beispielsweise das Verhindern der Gesundheitsver-
schlechterung der Anwohner und die Unversehrtheit der anliegenden Natur, 
sind weitaus schwerer zu bestimmen und monetär zu bewerten.

Wie bereits erwähnt ist die Forderung nach mehr Transparenz ein zentraler 
Aspekt der Be er Regulation-Initiative der  sowie auch der risikobasierten 
Politikgestaltung an sich. Dieser Trend kann jedoch mit der bestehenden 
Kultur der Politikformulierung in Konfl ikt geraten. Für die Mitarbeiter in 
den Ministerien stellt die mit der Transparenz einhergehende Notwendig-
keit, Erfahrungswerte zu qualifi zieren und zu quantifi zieren, eine Hürde in 
der Politikgestaltung dar. Außerdem erhöht die Transparenz (und die mit 
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ihr einhergehende Zuordnung von Verantwortlichkeit) die Angrei arkeit 
der Entscheidungsträger. An dieser Stelle setzt ein weiterer Kritikpunkt des 
diskutierten Risikomanagementansatzes an: Aufgrund der vorherrschenden 
Kultur der Schuldzuweisung kann die formalisierte Risikobewertung als eine 
Art Feigenbla  genutzt werden, um sich der Verantwortung zu entziehen. 
Der Selbstschutz scheint dabei eines der Hauptziele der politischen Entschei-
dungsträger in Behörden und Ministerien geworden zu sein. 

Daher ist einer der Gründe, die risikobasierte Politikgestaltung so a raktiv 
ür Regulierer machen, die Hoff nung, durch die Festlegung akzeptierter 
Risikolevel, die Schuldzuweisung beim Eintri  von Ausfallfehlern zu limi-
tieren und sich von dem Konzept einer Null-Risiko-Toleranz zu entfernen. 
Dies verläu  jedoch nicht ganz unproblematisch: Zwar fordert die Methode 
in der  eorie das Eingehen von akzeptablen Risiken, kommt es jedoch in 
der Praxis zum Au reten des Problems, wird dies von den Medien und der 
Gesellscha  nicht entschuldigt. Diese übersteigerte Wahrnehmung nega-
tiver Politikergebnisse (die sofort als Unähigkeit der Entscheidungsträger 
interpretiert werden) ührt zu einem Trend in Richtung Risikoaversion und 
Schuldabweisung unter den Entscheidungsträgern. Die Sündenbock-Kultur 
unterwandert das eff ektive Management von gesellscha lichen Risiken, da 
die politischen Akteure einen Großteil ihrer Ressourcen und Strategien auf 
die Minimierung ihrer eigenen, institutionellen Risiken (wie zum Beispiel 
rechtlicher Absicherung und Reputationssicherung) verwenden, sta  sich 
den eigentlichen gesellscha lichen Risiken zu widmen. 

Wenn nicht off en über Fehler gesprochen werden darf, sondern nur versucht 
wird, Verantwortlichkeit abzuschieben, schränkt das nicht nur das eff ektive 
Handeln ein, sondern auch die Möglichkeit, aus Fehlern zu lernen. Für eine 
eff ektive, risikobasierte Politikgestaltung ist auch ein gedanklicher Wandel 
in der Bevölkerung notwendig, hin zur Akzeptanz und dem Verständnis, 
dass Risiken gleichermaßen Chancen sowie Gefahren bedeuten. Eine Gesell-
scha , die in den Genuss der Nutzen technischer Innovationen kommen will, 
muss akzeptieren, dass solche Entwicklungen insbesondere am Anfang mit 
Unsicherheiten und potenziellen Gefahren verbunden sind. Trotz der regu-
latorischen Bemühungen, negative Risiken auf ein gesamtgesellscha lich 
sinnvolles Niveau zu minimieren, wird ür den Großteil aller nicht-katastro-
phalen Risiken die Eintri swahrscheinlichkeit immer größer als null bleiben. 
Dementsprechend muss die Gesellscha  akzeptieren, dass das Eintreten eines 
Schadens- und Unglücksfalls nicht zwangsläufi g ein Zeichen von Inkompe-
tenz und Politikversagen ist, sondern o  statistisch unvermeidlich ist.
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Fazit und Ausblick

In dem vorliegenden Essay wurde das Au ommen risikobasierter Manage-
mentmethoden in der Politikformulierung untersucht. Diese sollen politi-
schen Entscheidungsträgern helfen, mit den neuen und komplexen Risiken 
fertig zu werden, denen sie durch die Globalisierung und den technischen 
Fortschri  gegenüberstehen. Risikobasierte Politikgestaltung soll den Spagat 
zwischen gesellscha lichen Bedrohungen und Nutzen ermöglichen. Dabei 
steht auf der einen Seite der Schutz der Gesellscha  vor übermäßigen Gefah-
ren und auf der anderen die Maximierung der gesellscha lichen Wohlfahrt 
durch die Entwicklung neuer Technologien und den effi  zienten Umgang mit 
politischen Ressourcen.

Aufgrund der konzeptionellen, methodischen, normativen und institutio-
nellen Probleme ist die auf Risikoanalysen basierte Politikgestaltung zwar 
kein Allheilmi el ür die Handhabung der immer komplexer werdenden, 
gesellscha lichen Herausforderungen des . Jahrhunderts. Dennoch gehen, 
wenn es konsequent angewandt wird, viele potentielle Vorteile mit dem 
Ansatz einher. Dazu gehören (zumindest in der  eorie) beispielsweise mehr 
Transparenz, effi  ziente Allokation politischer Ressourcen und die Steigerung 
der gesellscha lichen Wohlfahrt.

Wichtig ist dabei, dass die Entscheidungsträger und Verantwortlichen den 
risikobasierten Ansatz auch in seiner Gesamtheit verstehen, mit all seinem 
Potenzial und seinen Unzulänglichkeiten. Denn die Eff ektivität dieser 
Manage mentmethoden ist abhängig von dem politischen Willen, diese auch 
richtig anzuwenden und umzusetzen. Dazu gehört insbesondere eine eff ek-
tive Risikokommunikation, damit die Bevölkerung ein besseres Verständnis 
ür das Handeln politischer Entscheidungsträger entwickelt und die Gesell-
scha  sich von der Kultur der Schuldzuweisung entfernen kann. Für eine 
konsequente und erfolgreiche Risikopolitik ist es folglich notwendig, das 
Verständnis, die Bewertungsmethoden, die Kommunikation und Handhabung 
von Risiken zu verbessern.

Solange die Wissenscha  Wirkungszusammenhänge noch nicht exakt 
genug feststellen kann, ist es daher durchaus ratsam, das Vorsorgeprinzip 
bei der Politikgestaltung als eine Art Brücke in die Zukun  anzuwenden. 
In der langfristigen Perspektive ist es jedoch sinnvoll, auf Risikoanalysen 
zu setzen. Hierin liegt die Zukun , und hierür müssen Kapazitäten des 
wissenscha lichen Forschungsprozesses erweitert werden. Auch wenn die 
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Forschungsmethoden und Ergebnisse der Risikobewertung noch weit davon 
entfernt sind, fehlerfrei zu sein, so haben sie im Verlauf der letzten Jahrzehnte 
bereits gewaltige Entwicklungen genommen. Überspitzt geschrieben, sollte 
man beim Wohlergehen der Gesellscha  zwar nicht blind auf noch nicht 
ausgerei e Entscheidungsansätze setzen, allerdings darf das keine Ausrede 
sein, um auf das Potential durchaus bereichernder und zukun sähiger 
Methoden zu verzichten. Deshalb darf die zunehmende Anwendung risikoba-
sierter Politikgestaltung zwar nicht unrefl ektiert gefordert und durchgeührt 
werden, nichtsdestotrotz geht sie mit einer Vielzahl an Vorteilen einher. Doch 
auch unabhängig von der Frage nach dem gesellscha lichen Nutzen werden 
Managementmethoden, die auf formellen Risikoanalysen basieren, schon 
aufgrund institutioneller Anreize und Eigeninteresse der Regulierer auch 
zukün ig Anwendung fi nden.
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